Glossar zu 8 Budget – Öffentlicher Haushalt

Abgestufter Bevölkerungsschlüssel 

Dient der Aufteilung der Abgabenerträge auf die Gebietskörperschaften nach der Einwohnerzahl.

Aktiver Finanzausgleich (FA)

Ist die Verteilung der Einnahmen auf die verschiedenen Gebietskörperschaften (FA im engeren Sinn).

Allokationsfunktion

Budgetmittel werden in Bereiche gelenkt, die der Errichtung und Verbesserung der Infrastruktur dienen.

Antizyklische Budgetpolitik

Durch Budgetgestaltung, die der aktuellen Konjunktur entgegen wirkt, wird auf den weiteren Konjunkturablauf Einfluss genommen. Sie umfasst alle finanzpolitischen Maßnahmen des Staatssektors im Dienst der Konjunkturpolitik (finanzpolitische Stabilisierungsfunktion, Konjunkturpolitik, Stabilisierungspolitik). Die antizyklische Budgetpolitik ist die finanzpolitische Umsetzung der keynesianischen Wirtschaftstheorie (siehe Kapitel Wirtschaftsordnungen, Keynessche Lehre). Es geht u. a. um eine antizyklische Finanzpolitik (antizyklische Wirtschaftspolitik) zur Beeinflussung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage gemäß den makroökonomischen Ansätzen der keynesianischen Theorie, häufig verbunden mit einer Verschuldungspolitik (negativer Budgetsaldo; deficit spending) zur Erreichung der für die Nachfragebeeinflussung notwendigen Einnahmen, wenn z. B. Ausgaben- bzw. Konjunkturprogramme zur Nachfragestimulierung eingesetzt werden. 

Außerbudgetäre Sonderfinanzierung

Bestimmte Staatsvorhaben scheinen im Budget nicht auf. Die Finanzierung dieser Sondervorhaben wird z.B. über Leasingverträge abgewickelt, wobei der Staat lediglich für Mieten haftet, die von Gesellschaften und Fonds des Staates aufgenommen wurden. Außerbudgetäre Einheiten sind Finanzschulden, die der Bund eingeht, ohne sie im Budget als Bundesschuld auszuweisen. Die Haftung besteht für Zinsen und Tilgung, die „endlastig“ vereinbart, die Folgegeneration stärker trifft.

Ausgleichszuweisungen

Durch Ausgleichszuweisungen sollen Ungleichgewichte zwischen Finanzbedarf und Deckung beseitigt oder gemildert werde.  
Bruttodefizit

Ist Nettodefizit plus Schuldentilgung (Siehe Nettodefizit, Neuverschuldung)

Budget

Das Budget ist eine Gegenüberstellung von erwarteten Einnahmen und geplanten Ausgaben für eine Haushaltsperiode. Der Begriff entstammt der Finanzwissenschaft und dient als  Bezeichnung für den Haushaltsplan, den Finanzplan eines Zeitabschnitts, den Voranschlag von öffentlichen Einnahmen und Ausgaben für ein Haushaltsjahr. Das Budget  ist  zugleich Instrument der Finanzpolitik. 

Budgetdefizit 

Begriff aus der Theorie der öffentlichen Haushalte für den die laufenden Einnahmen übersteigenden Betrag der Ausgaben. - Vgl. auch strukturelles Defizit, Nettokreditaufnahme, konjunkturelles Defizit, Normaldefizit, Deficit-spending. 

Begriff des Rechnungswesens für den Fehlbetrag, der sich auf einem Kassenkonto ergibt (Kassendefizit); Kassenmanko.
Budgeteinheit

Bei der Budgeterstellung sind alle vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben in einem einzigen Haushaltsplan darzustellen. Dem Prinzip entsprechend, darf es keine Sonder- oder Nebenhaushalte geben.
Budgetkonsolidierung

Ist ein Begriff der Finanzwissenschaft: Die Begrenzung und Rückführung von öffentlichen Defiziten in den Haushalten der Gebietskörperschaften.

Budgetkreis

Der Budgetkreis ist eine skizzenhafte Darstellung, die  den Ablauf der  budgetinternen Koordination zur Umsetzung der Staatsvorhaben beschreibt. Dabei werden die Aufgaben, die den Regierungs- und Parlamentsorganen zukommen, näher bezeichnet.

Budgetkriterien

Seit dem Vollbeitritt Österreichs zur Europäischen Union ist die Regierung bei der Budgeterstellung an die Vorgaben der EU gebunden (siehe auch Konvergenzkriterien).  Diese beziehen sich auf die jährliche  Neuverschuldung (soll nicht mehr als 3% des BIP betragen) und auf die Gesamtverschuldung (soll nicht mehr als 60 % des BIP betragen).

Budgetpolitik 

Das Budget einer Volkswirtschaft ist ein Instrument der Finanzpolitik. Je nach seiner Einnahme- und Ausgabestruktur und nach seinen Veränderungen gegenüber der Vorperiode kann ein Haushalt mehr oder weniger expansiv sein und damit entsprechend auf die Gesamtwirtschaft einwirken. Zur Quantifizierung dieser expansiven bzw. kontraktiven Effekte sind im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte mehrere Messkonzepte entwickelt worden, von denen insbes. das Konzept des konjunkturneutralen Haushalts Beachtung gefunden hat. 

Bundesanleihen 

Sind festverzinsliche Wertpapiere die zur Geldbeschaffung von der Republik ausgegeben werden. Bundesanleihen dienen der Beschaffung langfristiger Mittel zur Finanzierung von Investitionen oder zur Konsolidierung kurz- und mittelfristiger Kredite.

Bundesdarlehen 
Darlehen sind entsprechend der bankbetrieblichen Praxis Buchkredite, bei denen der Kreditbetrag in einer Summe bereitgestellt wird und die Rückzahlung in festgelegten Raten oder in einer Summe am Ende der Laufzeit erfolgt. 
Bundesdarlehen sind Kreditaufnahmen der Republik bei Banken.  Der Bund finanziert über die Aufnahme von Einzeldarlehen bestimmte Infrastrukturinvestitionen, wie zB den Hochschulbau, Krankenhäuser u.ä.
Bundeshaftung

Sind  Haftungszusagen der Republik, die zur Förderung wirtschaftlicher Vorhaben auf Antrag gewährt werden. Z.B. 

- bei der Ausfuhrförderung                           - beim Straßenbau

- bei der Erdölbevorratung                            - bei der Energiewirtschaft

- bei verstaatlichten Unternehmungen.
Bundesobligationen 

Sind öffentliche Anleihen, die an der Börse gehandelt werden. (Siehe oben, Bundesanleihen). Auch Schuldverschreibung, bonds; Sammelbezeichnung für Effekten mit  zumeist fester Verzinsung, in marktgängiger Stückelung, in denen die Gläubigerrechte verbrieft sind; Begebung i. d. R. zur langfristigen Schuldaufnahme in größerem Umfang am in- und ausländischen Kapitalmarkt. Die Emission bedarf staatlicher Genehmigung. 
Bundesvoranschlag

Ist der Budgetentwurf des Finanzministers der dem Parlament i.d.R. nach einem einstimmigen Ministerratsbeschluss zur Genehmigung vorgelegt wird. 

Bundesfinanzgesetz

Entspricht dem Gesetzesbeschluss des Parlaments, der für den Vollzug des Haushaltsplanes einer Periode (i.d.R.  ein Jahr) dient.

Bundesrechnungsabschluss

Der Rechnungshof bestätigt die ordentlichen Mittelverwendung, dadurch kommt es zur Entlastung der Regierung, die das Parlament erteilt.

Bundesschatzscheine 

Charakterisierung: Von der Republik als Daueremissionen zur Finanzierung öffentlicher Investitionen und zur Förderung der Eigentums- und Vermögensbildung aller Bevölkerungsschichten begebene Schuldbuchforderung. Bundesschatzscheine zählen nicht zu den Effekten, da eine Börseneinführung nicht erfolgt. Die Ausgabe von Wertpapierurkunden ist für die gesamte Laufzeit ausgeschlossen. Erwerber erhalten abtretungsfähige Quittungen. Sie dienen dem Bund i.d.R. als kurz- bis mittelfristige, flexible Finanzierungsinstrumente. 

Direkte Steuern

Direkte Steuern werden i.d.R. von den privaten Haushalten aus den für ihre Arbeitsleistung erzielten Einkommen abgeführt. (Lohnsteuer, Einkommensteuer u.a.). Sie fließen vom Arbeitnehmer (=Steuerzahler) entweder über Lohnsteuereinbehaltung vom Arbeitgeber an das Finanzamt oder im Wege einer Einkommensbesteuerung vom Steuerzahler direkt an das Finanzamt.

Distributionsfunktion 

In der  Volkswirtschaftslehre: Verteilung von Einkommen (Einkommensverteilung) und von Vermögen (Vermögensverteilung).
Einkommen und Vermögen werden durch Budgets umverteilt, z.B. Transferleistungen an private Haushalte und an Unternehmungen (Subventionen).

Finanzausgleich 

Entscheidet sich ein Staat für einen gegliederten Staatsaufbau (Föderalismus), so hat er den einzelnen Ebenen die für sie geeigneten Aufgaben zuzuordnen und ihnen die Möglichkeit entsprechender Einnahmebeschaffung zu eröffnen. Alle hierfür erforderlichen Regelungen werden unter dem Begriff Finanzausgleich zusammen gefasst. Die englische Bezeichnung "intergovernmental fiscal relations" umschreibt den Bereich exakter. 
Finanzpolitik
Die öffentliche Finanzpolitik ist neben der Geldpolitik und den vielfältigen Ge- und Verboten ein Instrument der Wirtschaftspolitik. Sie verfolgt das Ziel, Struktur und Höhe des Sozialprodukts einer Volkswirtschaft mit Hilfe öffentlicher Einnahmen und öffentlicher Ausgaben zu beeinflussen; sie dient aber auch anderen Politikbereichen, sofern dort öffentliche Mittel eingesetzt werden. Finanzpolitik ist Ordnungspolitik und Prozesspolitik. Unter ordnungspolitischem Aspekt gehört zu einer Wettbewerbswirtschaft z.  B. ein Steuersystem, das den Wettbewerbsmechanismus möglichst wenig verfälscht; unter prozesspolitischem Aspekt verändern staatliche Einnahmen und Ausgaben die volkswirtschaftlichen Gesamtgrößen, aber auch Entscheidungen auf Einzelmärkten. Finanzpolitische Maßnahmen gehören wie die Instrumente der Geldpolitik vorwiegend zu den indirekt wirkenden Instrumenten. Im Gegensatz zu direkt verhaltensändernden Kontrollen (z. B. Preisstopp) beeinflussen sie i. d. R. die Daten für privatwirtschaftliches Handeln, weniger das Handeln der privaten Wirtschaftssubjekte selbst. Ausnahmen sind prohibitiv wirkende Einnahmen, die einem Ge- oder Verbot gleichkommen (Beispiel: Prohibitivzoll). 

Finanzschulden

Sind Haushaltsdefizite, die über die Kreditaufnahme finanziert werden. Sie stellen die eigentliche Staatsschuld dar.

Finanzschuldenstand  

Entspricht der Schuldenstandsquote eines Staates. Die Schuldenstandsquote, ist jene Größe, die den Anteil des Schuldenstandes an den Gesamtausgaben des Staatshaushaltes bzw. am Bruttosozialprodukt misst. 
Gebietskörperschaft 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, die auf einem abgegrenzten Teil des Staatsgebiets die Gebietshoheit hat und von den in ihrem Gebiet lebenden Einwohnern gebildet wird (z. 
B. Gemeinden, Gemeindeverbände, Bundesländer, Bund).
Haushaltsgrundsätze 

Auch Budgetprinzipien; Von Finanzwissenschaft und Praxis entwickelte Regeln für die Gestaltung öffentlicher Haushalte, deren Befolgung insbesonders der Kontrollierbarkeit der öffentlichen Haushaltswirtschaft dienen soll. Die Benutzung der öffentlichen Haushalte als Instrument zur Verwirklichung stabilisierungspolitischer Ziele macht Durchbrechungen der traditionellen Haushaltsgrundsätze (Haushaltsfunktionen) erforderlich. 

Horizontaler Finanzausgleich (FA)
Ist der finanzielle Ausgleich zwischen Finanzkraft und Finanzbedarf einzelner Regionen.

Indirekte Steuern

Indirekte Steuern werden von den Unternehmen an den Staat (über das Finanzamt) abgeführt. Unternehmer sind dabei Steuerschuldner, Verbraucher sind Steuerzahler (Umsatzsteuer u.a. Verbrauchsteuern).
Intertemporale Lastenverteilung

Diese Art der Kreditfinanzierung ermöglicht eine gleichmäßige Verteilung der Steuerlast auf mehrere Generationen. 
Kapitalmarktausschuss

Der Kapitalmarktausschuss liefert in einer Vorschau auf das kommende Kalenderjahr Grundlagen für die Planung der Wertpapierfinanzierung der Regierung.
Kreditfinanzierung 

Der Finanzminister kann bis zur Höhe des Abganges zur Finanzierung der Neuverschuldung im In- und Ausland Kredite aufnehmen.

Lenkungszuweisungen 

Sind Finanzzuweisungen zwischen öffentlichen Aufgabenträgern, die mit bestimmten (Empfangs- Verwendungs-, Eigenbeteiligungs-) Auflagen verbunden sind, um die politischen (Ausgaben-) Entscheidungen der Zuweisungsempfänger zu beeinflussen. - Als Rechtfertigung werden von den Zuweisungsgebern bessere Sachkenntnis bzw. höherer Informationsstand, das Bemühen um die Meritorisierung bestimmter Aufgaben und die Notwendigkeit, (regionale) externe Effekte der von den Zuweisungsempfängern erfüllten Aufgaben internalisieren zu müssen (Internalisierung externer Effekte), angeführt. - Vgl. auch Zweckzuweisung (siehe unten, mit Verwendungsauflagen).
Nettodefizit 

Ist die Neuverschuldung / Jahr (Schuldenzuwachs). Es entspricht dem Begriff Netto-Neuverschuldung und ist Schuldenaufnahme am Kreditmarkt (öffentliche Kreditaufnahme) abzüglich Schuldentilgung. Kennziffer der Nettodefizits  ist die  Kreditfinanzierungsquote.  Gegensatz: Bruttokreditaufnahme.
Neuverschuldung

Siehe oben, Nettodefizit.

Notenbankschuld

Der Staat kann durch Kreditaufnahme bei der Notenbank (Zentralbankinstitut) Ausgaben finanzieren, die durch Budgeteinnahmen nicht gedeckt sind.
Passiver Finanzausgleich (FA)

Ist die Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf die verschiedenen Gebietskörperschaften
Schuldenzuwachs

Ist der Zuwachs an Verbindlichkeiten des Staates durch Aufnahme jährlicher Neuverschuldungen im Budget.

Schuldentilgung 

Ist eine regelmäßige Ab- bzw. Rückzahlung einer langfristigen Schuld in Form von Teilbeträgen, die nach verschiedenen Gesichtspunkten berechnet werden. Höhe und Fälligkeit der Tilgungsraten sind bei der Finanzplanung durch Aufstellung eines Tilgungsplanes zu berücksichtigen.
Sonderfinanzierungen des Bundes
Durch spezielle Finanzierungsformen werden die Wesensmerkmale der Finanzschuld vermieden.  Leasingverpflichtungen des Bundes stellen beispielsweise keine Kapital mäßige Belastung dar, sie werden lediglich als Ausgaben laufender Haushaltsgebarung ausgewiesen.  Die wirtschaftlichen Auswirkungen entsprechen jedoch jenen einer Staatsverschuldung, da das Finanzierungspotenzial der Kreditinstitute bzw. des Kapitalmarkts berührt werden.

Staatsbankrott 

Staatsbankrott ist die Zahlungsunfähigkeit eines Landes als Folge der Überschuldung und bedeutet die teilweise oder völlige Nichterfüllung der von einer öffentlichen Körperschaft eingegangenen Verpflichtung zur Zins- und/oder Kapitalrückzahlung.  
Staatsschuldenausschuss

Ist ein gesetzliches Beratungsorgan der Österreichischen Postsparkasse, das in Form von Empfehlungen Vorschläge für die Budgetfinanzierung der Regierung in Verbindung mit dem Finanzschuldenbericht übermittelt.

Staatsschuldenmanagement

Schuldenmanagement ist
die Einflussnahme auf die Staatsschuld nach Verzinsung, Fristigkeit

und Marktgängigkeit. 

Am Schuldenmanagement  auf Bundesebene sind folgende Institutionen und Staatsorgane beteiligt: Der Nationalrat, der BM f. Finanzen, der Rechnungshof, die OeNB.

Stabilisierungsfunktion

Durch Einflussnahme auf die Budgetgestaltung wird versucht, wirtschaftliche Veränderungen wie z.B. Konjunkturschwankungen zu  beeinflussen.

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Zur Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität und der Erhaltung der Kaufkraft des Euro sind die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union verpflichtet, Stabilitätskriterien bei der Haushaltsplanung zu beachten. Es geht dabei primär um das Budgetkriterium (siehe oben). Nettodefizit (3 %) und Staatsverschuldung (60%) dürfen die festgelegten Wert, gemessen am BIP des Mitgliedslandes, nicht überschreiten.

Staatsverschuldung

Ist die Summe der Neuverschuldungen der vergangenen Jahre abzüglich der Tilgungen (Siehe Nettodefizit, Neuverschuldung)

Steuerlast

Ist die Belastung durch die Besteuerung. Träger der Steuerlast können sowohl Einzelpersonen als auch Unternehmungen sein.
Steuerschuldner

Ist die Person oder Unternehmung , die der Finanzbehörde gegenüber für die Ablieferung der Steuer verantwortlich ist bzw. für die Ablieferung der Steuer haftet. Der Steuerschuldner ist nicht zwangsläufig der Steuerzahler.

Steuerzahler

Steuerzahler ist, wer die Steuerlast trägt.

Tilgung  

Regelmäßige Ab- bzw. Rückzahlung einer langfristigen Schuld (z. B. Tilgungshypothek) in Form von Teilbeträgen, die nach verschiedenen Gesichtspunkten berechnet und i. d. R. aus den Abschreibungsgegenwerten oder aus dem Reingewinn aufgebracht werden. Höhe und Fälligkeit der Tilgungsraten sind bei der Finanzplanung durch Aufstellung eines Tilgungsplanes zu berücksichtigen.
Trennsystem

Im Rahmen des Finanzausgleiches zwischen den Gebietskörperschaften erhalten die einzelnen Aufgabenträger jeweils eigene Einnahmequellen, es liegt ein Trennsystem vor.
Verbundsystem

Beim Finanzausgleich können verschiedene Gebietskörperschaften gemeinsam Einnahmen erheben, es ist ein Mischsystem (Verbundsystem) verwirklicht. 

Vertikaler Finanzausgleich (FA)
Ist die Verteilung der Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen auf verschiedene Ebenen des Staatsaufbaus.

Verwaltungsschulden

Sind kurzfristig, noch offene Verbindlichkeiten, die bei der Abwicklung laufender Geschäfte entstehen und nach Eintreffen der Zahlung beim Schuldner untergehen.

